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Diese Reform war von Beginn an nicht 
von der Intention getragen, Armut zu 
bekämpfen und Menschen in finan-
zieller Not umfänglich zu unterstüt-
zen. Grundtenor war und ist – poli-
tisch auch so kommuniziert 
– das Gegenteil: Leistungen 
kürzen, unliebsame Personen 
ausschließen sowie den Bezug 
der Sozialhilfe erschweren. 
Damit wurde eine Kehrtwen-
dung der Unterstützung im 
zweiten und somit letztem 
sozialen Auffangnetz vollzo-
gen, die exemplarisch an meh-
reren Punkten des Sozialhilfe- 
Grundsatzgesetzes erläu-
tert werden kann, auch wenn 
diese mittlerweile zum Teil als 
rechtswidrig höchstrichterlich 
aufgehoben wurden. 

Richtsätze werden zu 
Höchstsätzen
Die gesetzlichen Richtsätze, die vor-
mals als Mindeststandards angesehen 
wurden, sind nun als Höchstsätze defi-
niert, die nicht überschritten werden 
dürfen. Die vormalige Mindestsiche-
rung mutiert nun zu einer maximalen 
Unterstützung auf niedrigem Niveau. 
Die Leistung orientiert sich am Net-
to-Ausgleichszulagenrichtsatz für 

her:innen von der Wohnbeihilfe. Fest-
gehalten wurde, dass der Höchstsatz 
der Sozialhilfeleistung für das erste 
Kind 25 %, für das zweite Kind 15 % 
und für jedes weitere Kind 5 % des 

Ausgleichszulagenrichtsatzes 
beträgt. Im Vorfeld geäußerte Ein-
wände, dass dies zu einer höheren 
Armutsgefährdung von kinder-
reichen Familien führt, wurden 
beiseite gewischt. Mittlerweile 
wurde dieser Passus vom Verfas-
sungsgerichtshof (VfGH 2019) 
mit der Begründung aufgeho-
ben, dass hier eine sachlich nicht 
gerechtfertigte und daher verfas-
sungswidrige Schlechterstellung 
von Mehrkindfamilien vorliegt, 
die eine Bedarfsdeckung bei die-
sen Familien nicht gewährleistet. 
Demnach entscheiden nun wieder 
die Bundesländer autonom über 
die Richtsätze für Kinder, was 
beispielsweise dazu führt, dass 

eine Familie mit drei minderjährigen 
Kindern in Wien um gute 400,00 EUR 
mehr als in Oberösterreich erhält. 

Kürzungen bei fehlenden 
Deutschkenntnissen
Eine weitere Neuerung sollte mit dem 
sogen. „Arbeitsqualifizierungsbonus“ 
vorgenommen werden, der zu einer 
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Alleinstehende in der Pensionsversi-
cherung und beträgt derzeit 1.155,00 
EUR, allerdings wird sie im Unter-
schied zur Ausgleichszahlung höch-
stens zwölf Mal im Jahr gewährt. 

Degressive Kürzungen bei 
Mehrkindfamilien 

Vorgesehen waren ferner veritable 
Kürzungen bei kinderreichen Familien 
durch degressive Kinder-Richtsätze, 
beträchtliche Kürzungen durch die 
Deckelung in Haushaltsgemeinschaf-
ten sowie der Ausschluss der Bezie-

Mit dem Inkrafttreten des von der türkis-blauen Regierung beschlossenen Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes im 
Jänner 2020 wurden die Vereinbarungen der Bundesländer zur Mindestsicherung in Österreich abgelöst. Das 
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz bildet den Rahmen für Vollzug und Praxis der Sozialhilfe der Bundesländer. 
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Gesetz und Vollzug sind 
unsozial 
Es ist daher kein Zufall, sondern auf 
die gesetzlichen Restriktionen zurück-
zuführen, dass die Anzahl der Sozial- 
hilfe-Bezieher:innen in den letzten Jah-
ren stark rückläufig ist; zwischen 2017 
und 2022 sank sie österreichweit von 
knapp 240.000 auf knapp 190.000 Per-
sonen (Statistik Austria 2024). Dies ist 
den gesetzlichen Bestimmungen und 
nicht zuletzt auch der Praxis der Sozial-
behörden der Bundesländer geschuldet, 
die die gesetzlichen Vorgaben umset-
zen, aber teils viel zu rigide auslegen, 
so die Erkenntnisse des OÖ Landesver-
waltungsgerichts (beispielsweise dazu 
LVwG 2024). Mitunter wird die finan-
zielle Unterstützung mit Auflagen ver-
sehen, die lediglich der Abschreckung 
dienen sollen. Um der Bemühungs-
pflicht Genüge zu tun, müssen bis zu 
20 monatliche Bewerbungen vorge-
legt werden, unabhängig davon, ob 
die Bewerbungen für die Betroffenen 
aufgrund vorhandener Defizite oder 
gesundheitlicher Einschränkungen rea-
listisch machbar sind. Bewerbungs- 
pflicht gilt auch dann, wenn die  
Chancen auf Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt gleich null sind. Andere 
Hilfesuchende werden aufgefordert, 
nahe Angehörige auf Unterhalt zu  
klagen; dies ist zwar rechtlich gedeckt, 
aber ein möglicher Ermessensspiel-
raum der Behörde zwischen Zu- 
mutbarkeit und Angemessenheit wird 
häufig ohne Prüfung der individu- 
ellen Situation nicht genutzt. (OÖN 
2024-01-30)

Fazit 
Mit dem deklarierten Ziel, Auslän-
der:innen vom österreichischen sozi-
alen Sicherungssystem fernzuhalten, 
wurde 2020 ein Grundsatzsozialhil-
fegesetz auf Bundesebene installiert, 
das darauf abzielt, bestimmte Per-
sonen oder Gruppen aus dem unteren  
sozialen Auffangnetz gänzlich aus-
zuschließen, jedenfalls aber deren 

Kürzung der Sozialhilfe um 35 % führt, 
wenn das Kriterium der „Vermittel-
barkeit am österreichischen Arbeits-
markt“ fehlt. Dieser Malus sollte für 
Menschen mit mäßigen Deutsch- oder 
Englisch-Kenntnissen und mit nicht 
vorhandenen Qualifikationen (bzw. 
dem fehlenden Nachweis dieser) 
zum Tragen kommen. „Vermittelbar-
keit“ sei dann gegeben, wenn „zumin-
dest das Sprachniveau B1 (Deutsch) 
oder C1 (Englisch)“ ebenso wie ein 
„Abschluss von beruflichen Qualifi-
zierungsmaßnahmen“ gegeben sei. Ein 
österreichischer Pflichtschulabschluss 
wird für das Kriterium der Vermittel-
barkeit als ausreichend angesehen. 
Österreicher:innen und Nicht-Öster-
reicher:innen werden hier jedenfalls 
unterschiedlich behandelt, was jeden-
falls mit mittelbarer Diskriminierung 
in Verbindung gebracht werden kann. 
Auch diese Regelung wurde gekippt, 
der verpflichtende Nachweis qualifi-
zierter Deutsch- oder Englischkennt-
nisse, so das Erkenntnis des VfGH 
(2019), ist verfassungswidrig und ver-
stößt gegen den Gleichheitsgrundsatz.  

Fünf Jahre Wartefrist 
Mit der Wartefrist erfolgt ein wei-
terer Leistungsausschluss, der dem 
Grunde nach – wenn auch mit gewis-
sen Einschränkungen – auch für Per-
sonen aus EU-Staaten gelten und 
Nicht-Österreicher:innen aus der Sozi-
alhilfe fernhalten soll bzw. schlechter 
stellt: „Leistungen sind ausschließlich  
österreichischen Staatsbürgern, Asyl-
berechtigten und im Übrigen nur Frem-
den zu gewähren, die sich seit minde-
stens fünf Jahren dauerhaft, tatsächlich 
und rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
halten.“ Da ein auf die österreichische 
Staatsbürgerschaft beschränkter Zu- 
gang sowohl europarechtlich als auch 
verfassungsrechtlich nicht stand- 
halten würde, werden nun mittels  
dieser Konstruktion Ausländer:innen 
aus dem letzten sozialen Netz ausge-
schlossen. 

rechtliche Leistungsansprüche zu 
reduzieren. Dazu wurden restriktive 
gesetzliche Bestimmungen erlassen, 
die zum Teil wegen Gleichheitswid-
rigkeit vom VfGH wieder aufgeho-
ben wurden. Die Sozialhilfe verkommt 
derzeit erneut zu einer föderalis-
tischen Spielwiese, bei der es zu nicht 
erklärbaren, unterschiedlichen Rege-
lungen in den österreichischen Bun-
desländern sowie zu nicht nachvoll-
ziehbaren Ermessensentscheidungen 
der Sozialbehörden kommt. Oberöster-
reich zählt wie auch Niederösterreich 
zu jenen Ländern, die besonders strikt 
und restriktiv vorgehen. Die Bekämp-
fung von Armut wird auf unsoziale und 
menschrechtswidrige Weise zu einer 
Bekämpfung der Armen. 

Quellen
Landesverwaltungsgericht 2024:
LVwG-351057/24/Bm/AK (lvwg-ooe.
gv.at)

OÖN (2024): 
Warum eine junge Linzerin ihre Mutter 
klagen muss und daran fast zerbricht.  
(30.1.2024)

Statistik Austria (2024): 
Mindestsicherung und Sozialhilfe – 
STATISTIK AUSTRIA – Die Informa-
tionsmanager

Verfassungsgerichtshof (2019): 
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz: Höchst-
satzsystem für Kinder und Arbeits-
qualifizierungsbonus verfassungswid-
rig. https://www.vfgh.gv.at/medien/
VfGH_zu_Sozialhilfe-Grundsatzge-
setz__Hoechstsatzsyste.de.php 

Ass.-Prof.in Dr.in Christine Stelzer-Orthofer, 
JKU Johannes Kepler Universität Linz, Insti-
tut für Gesellschafts- und Sozialpolitik
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Der Ausgleich der Interessen zwischen 
der Arbeitgeber:innen- und der Arbeit-
nehmer:innen-Seite ist ein wesentlicher 
Teil des österreichischen Wirtschafts- 
lebens. Hier sind es die Gewerkschaf-
ten und die Arbeiterkammer, dort ist 
es die Wirtschaftskammer, die am  
Verhandlungstisch Lösungen suchen 
und damit diesen sozialen Frieden her-
stellen.

Sozialpartnerschaft hält 
Streiks auf niedrigem Niveau
Durch diese Sozialpartnerschaft ist 
Österreich traditionell eines jener Län-
der, das in den europäischen Streik-
statistiken glücklicherweise stets auf 
den unteren Plätzen landet. Ein Aus-
reißer war nur das Jahr 2003, wo nicht 
nur in einzelnen Branchen oder Betrie-
ben gestreikt wurde, sondern sich ein 
Generalstreik quer über weite Teile 
der österreichischen Wirtschaft gegen 
die Pensionskürzungen der dama-
ligen schwarz-blauen Bundesregierung  
richtete. 

Laut ÖGB-Statistik beteiligten 
sich damals 779.182 Beschäftigte und 
legten zusammen für fast 10,5 Milli-
onen Stunden die Arbeit nieder. Ganz 
anders in den Jahren danach, als es von 
2005 bis 2010 gar keine Streiks gab. 
Zumeist liegen die Zahlen der Strei-
kenden in Österreich im vier-, maximal 
fünfstelligen Bereich.

Nun scheint sich das Blatt aber 
etwas zu wenden. 2023 kam Österreich 
auf mehr als 110.000 Streikende und 
fast 790.000 Streikstunden. Das zeigt, 
dass die Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern härter geworden sind. 
Ein wesentlicher Grund dafür ist die 
Inflation, die in Österreich wesentlich 
höher lag als im Durchschnitt des Euro-
raums. Werden keine inflationsdämp-
fenden Maßnahmen gesetzt, verlangt  
die Gewerkschaft bei den Lohnver-
handlungen einen Ausgleich. Gibt es 

keine Bewegung seitens der Arbeit-
geber:innen, den Arbeitnehmer:innen 
diesen Ausgleich zu gewähren, ist der 
Streik das allerletzte – und natürlich 
auch mächtigste – Mittel, um Druck 
zu erzeugen und die Arbeitgeber:innen 
zum Einlenken zu bewegen.

Warum es ausgerechnet der Streik 
ist, nämlich die Niederlegung der Ar-
beit, geht ganz klar aus unserem Wirt-
schaftssystem hervor. Die Arbeit- 
nehmer:innen stellen den Arbeitge-
benden, ob Industriebetrieb, Handels-
unternehmen oder Gewerbebetrieb ihre 
Arbeitskraft zur Verfügung. Als Ge-
genleistung erhalten sie Löhne und Ge-
hälter. Üben sich die Arbeitgebenden in 
Zurückhaltung, was die Bezahlung be-
trifft, können die Arbeitnehmer:innen 
eine Lösung auf dem Verhandlungs-
tisch herbeiführen. Ist das nicht von Er-
folg gekrönt, haben sie kein anderes 
Mittel als den Arbeitgeber:innen die 
Arbeitsleistung zu entziehen, um ihre 
Forderungen durchzusetzen. Der Ent-
zug der Arbeitsleistung hat selbstre-
dend wirtschaftliche Auswirkungen 
auf die Unternehmen, wodurch Druck 
erzeugt wird. Neben dem wirtschaft-
lichen Druck wird vor allem im Dienst-
leistungssektor auch gesellschaftlicher 
Druck erzeugt, da es Betroffene gibt, 
weil Dienstleistungen – etwa Bahn-
fahrten – nicht zur Verfügung stehen. 
Ziel ist auch Solidarität über die Be-
schäftigten in der Branche hinaus zu 
erreichen. Klar ist aber – und es kann 
gar nicht oft genug betont werden – 
dass niemand aus Spaß streikt und die-
ses Mittel mit Bedacht und Verantwor-
tungsgefühl nur dann eingesetzt wird, 
wenn wirklich alle anderen Wege ver-
sagt haben.

Streiken: Darf man das?
Doch darf man überhaupt streiken? 
Immerhin gehen Beschäftigte mit den 
Arbeitgeber:innen beim Abschluss 

eines Dienstverhältnisses einen Ver-
trag ein, der vorsieht, dass sie eben ihre 
Arbeitsleistung zur Verfügung stellen. 
Die Antwort ist klar: Ja, in Österreich 
gibt es ein Recht auf Streik. 

Der Streik und die Streikteilnahme 
sind verfassungsrechtlich geschützt, 
denn Artikel 11 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention garantiert 
das Recht, Gewerkschaften zu grün-
den und diesen beizutreten. Zu diesem 
Recht gehört auch, in wichtigen Fäl-
len Kampfmaßnahmen setzen zu dür-
fen. Artikel 8 des UN-Sozialpakts, dem  
Österreich beigetreten ist, gewährlei-
stet ausdrücklich ein Streikrecht, wo-
durch die Arbeitsniederlegung in ge-
ordnetem Rahmen möglich ist.

Der Streik führt zu keiner Been-
digung des Arbeitsverhältnisses. Es  
ist nicht legal, jemanden aufgrund sei-
ner oder ihrer Teilnahme an einem 
Streik zu kündigen oder zu entlas-
sen. Das wäre rechtswidrig, da es sich 
im Sinne des Arbeitsverfassungsge- 
setzes um ein verpöntes Motiv handeln 
würde. Solch eine Kündigung oder 
Entlassung kann bei Gericht angefoch-
ten werden.

Streik-Unterstützung für 
Gewerkschaftsmitglieder
Allerdings ruhen im Streik die Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeitsverhält-
nis. Das gilt einerseits für die Arbeits-
pflicht der Arbeitnehmer:innen, ande-
rerseits ist auch ein Entfall des Entgelts 
möglich. Handelt es sich um einen 
Streik, der vom Vorstand des Österrei-
chischen Gewerkschaftsbunds (ÖGB) 
freigegeben wurde, springt der Öster-
reichsiche Gewerwerkschaftsbund 
(ÖGB) in diesen Fällen für seine Mit-
glieder mit einer Streikunterstützung 
ein, die sich nach Dauer der Mitglied-
schaft, dem jeweiligen Bruttogehalt, 
der individuellen Wochenarbeitszeit 
und der Streikstundenanzahl richtet.

Streik: Das letzte Mittel für Arbeitnehmer:innen
„Österreich ist die Insel der Seligen“,  Dieser Ausdruck wird Papst Paul VI. 
anlässlich eines Besuchs des damaligen Bundespräsidenten Franz Jonas 
zugeschrieben.  Er ist auch Ausdruck des hohen Grades an sozialem Frie-
den in der Nachkriegszeit, an dem die Sozialpartnerschaft ihren Anteil 

Stefan Fröhlich, Bereichsleiter Kommu-
nikation & Service, 
Österreichischer Gewerkschaftsbund, 
Landesorganisation Oberösterreich
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Die Ausgleichszulage spielt eine zentrale Rolle im österreichischen Sozi-
alsystem. Grundsätzlich stellt eine (überproportionale) Erhöhung kurz- 
und mittelfristig die wirksamste Maßnahme zur Bekämpfung der Armuts-
gefährdung im Alter da.

Mag. Michael Fuchs, 
Felix Groß-Wohlgemuth MSSc;  
Europäisches Zentrum für Wohlfahrts-
politik und Sozialforschung

Die Ausgleichszulage ist jedoch nicht 
nur für Pensionist:innen relevant,  
sondern etwa auch für die Bezie-
her:innen von Sozialhilfe/Mindestsi-
cherung, Arbeitslosengeld, Notstands-
hilfe und Rehabilitationsgeld. In einer 
theoretischen Betrachtung erreichte 
ein:e alleinstehende:r Pensionist:in im 
Jahr 2020 mit der Ausgleichszulage 
lediglich ein Niveau von 81 % der 
Armutsgefährdungsschwelle.1 

Kurzstudie Caritas Österreich
In einer Kurzstudie für die Caritas 
Österreich2 wurden die fiskalischen 
und distributiven Wirkungen (Armuts-
gefährdung, Einkommensverteilung) 
einer Erhöhung der Ausgleichszulage 
mit dem Steuer-/Transfer-Mikrosi-
mulationsmodell EUROMOD simu-
liert. Die Simulation bezieht sich 
auf das Jahr 2023 mit einer Erhö-
hung des Richtsatzes von tatsächlich 
1.110,26 EUR auf 1.398,00 EUR im 
Bereich der Pensionsversicherung, des  
Beamt:innenpensionssystems („Ergän-
zungszulage“) sowie der Sozialhilfe/
Mindestsicherung. Die Ausgleichszu-
lage wird für Pensionist:innen 14-mal 
pro Jahr ausbezahlt, die 1.398,00 
EUR entsprechen damit für diese 
Gruppe einem monatlichen Wert von 
1.631,00 (=1.398,00*14/12) EUR, 
der damit über der mit dem VPI  
(Verbraucherpreisindex) aufgewerte-
ten Armutsgefährdungsschwelle für 
2023 liegt. Für eine:n alleinstehen-
de:n arbeitsfähige:n Sozialhilfeemp-
fänger:in (Bezug nur 12 mal pro Jahr)  
liegt der neue Wert aber nach wie  
vor unter der Armutsgefährdungs-
schwelle.

Kosten von 0,5 Prozent des 
BIP
Kosten von 0,5 % des BIP (Brutto-
inlandsprodukt), mehr als 1,1 Millio-

nen Menschen in 600.000 Haushalten 
profitieren. Die Erhöhung der Aus-
gleichszulage im Rahmen der Simula-
tion würde Mehrkosten von rund 2,3 
Mrd. EUR oder 0,5 % des BIP verursa-
chen, davon entfielen auf die Pensions-
versicherung ca. 1,7 Mrd. EUR, auf die 
Sozialhilfe/Mindestsicherung ca. 550 
Mio. EUR und auf die Ergänzungszu-
lage (pensionierte Beamt:innen) ca. 20  
Mio. EUR.

Von der Erhöhung würden im  
Bereich Pensionsversicherung, Be-
amt:innenpensionssystem und Sozial-
hilfe/Mindestsicherung rund 600.000 
Haushalte mit mehr als 1,1 Mil- 
lionen Personen profitieren. Davon 
sind 49 % Frauen, 37 % Männer und  
14 % Kinder.

Armutsgefährdung sinkt 
signifikant, unterste Einkom-
men steigen
Die Armutsgefährdungsrate der 
Gesamtbevölkerung würde um rund 
vier Prozentpunkte (von rund 14 %  
auf rund 10 %) sinken, jene der Per-
sonen über 60 Jahre sogar um mehr als 
zehn Prozentpunkte (von rund 13 % 
auf rund zwei Prozent). Die Armutsge-
fährdung würde insbesondere in Haus-
halten von Alleinstehenden über 65 
Jahre, und von Alleinerziehenden ab- 
nehmen. 

Bei einer Betrachtung der Ände-
rung des gewichteten Äquivalenzein- 
kommens würde die Erhöhung der 
Ausgleichszulage insbesondere Per-
sonen in den untersten drei Einkom-
mensdezilen begünstigen. Während im 
Durchschnitt über alle Individuen die 
verfügbaren Äquivalenzeinkommen 
um rund ein Prozent steigen würden, 
würde die Steigerung im ersten Dezil 
zehn Prozent, im zweiten Dezil sechs 
Prozent, und im dritten Dezil zwei Pro-
zent ausmachen.

Finanzierung und volkswirt-
schaftliche Betrachtung
Eine Finanzierung der Erhöhung der 
Ausgleichszulage könnte (so wie die 
Ausgleichszulage derzeit) aus Steuer-
mitteln des Bundes erfolgen. Da die 
beinahe regelmäßig für die gestaffelte 
Indexierung der Pensionen aufgewen-
deten Mittel nach einer Studie von 
Sozialministerium und OGM kaum 
eine armutsvermeidende Wirkung zei-
tigen, könnten diese Mittel in Richtung 
einer Erhöhung der Ausgleichszulage 
„umgeschichtet“ werden.

Insgesamt lässt sich aus Studien von 
ÖNB und WIFO ableiten, dass Haus-
halte mit niedrigen Einkommen deut-
lich überdurchschnittliche Konsum-
quoten aufweisen. Im Gefolge von 
Maßnahmen für Haushalte mit nied-
rigem Einkommen, bei denen fast das 
gesamte Einkommen konsumwirksam 
wird, steigen auch die Staatseinnah-
men, wodurch sich diese teilweise von 
selbst finanzieren. 

Den (zusätzlichen) Kosten einer 
Erhöhung der Ausgleichszulage sind 
letztlich auch die volkswirtschaftlichen 
Kosten von Armut gegenüberzustellen. 
Empirische Studien (Pickett/Wilkin-
son; OECD ) kommen zu dem Ergeb-
nis, dass eine verringerte soziale Un-
gleichheit sowohl für die Gesellschaft 
als Ganzes als auch für jedes ihrer Mit-
glieder von Vorteil ist. 
 
 

 
1 BMSGPK (2021a). Die Ausgleichszu-
lage als Instrument zur Armutsreduktion.  
Wien: BMSGPK.

2 Fuchs M., Wohlgemuth F. (2023). Simula-
tion der Anhebung der Richtsätze der Aus-
gleichszulage. 
Wien: Europäisches Zentrum.

Erhöhung der Ausgleichszulage über Armutsgefährdungsschwelle: 
Es profitieren mehr als 1,1 Millionen Menschen
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Warum wir kaufen, was wir nicht brauchen: Konsum und seine Folgen

In einer Welt, in der Konsum eine dominante Rolle spielt, stehen wir oft vor 
der Frage: Warum kaufen wir Dinge, die wir eigentlich nicht brauchen? 
Welche Auswirkungen hat das auf unsere Umwelt?

Zwei Phänomene haben den Konsum 
in unserer Welt entfesselt: Digitali-
sierung und Globalisierung. Wir kau-
fen mit Geräten und bei Händlern, 
die vor wenigen Jahrzehnten uner-
reichbar waren. Unsere Konsum- 
optionen sind grenzenlos, doch unsere 
Kaufentscheidungen treffen wir 
nicht rational, sondern unbewusst. 
Im Gehirn aktiv werden dabei zwei 
Regionen: das Belohnungszentrum 
und das Schmerzzentrum. Das Beloh-
nungszentrum reagiert auf den Nutzen 
eines Produkts, während das Schmerz-
zentrum den wahrgenommenen 
Schmerz des Preises bewertet Der 
Preis günstiger Produkte wird oft nur 
mehr als symbolisch, also im wahrsten 
Sinne des Wortes „verschmerzbar“ 
wahrgenommen.

Das gute Gefühl, das uns alle beim 
Kaufen immer wieder befällt, ist mit der 
Ausschüttung von Dopamin verbun-
den, einem Botenstoff, der besonders 
schnell abhängig macht. Wir neigen 
dazu, Dinge zu kaufen, die wir nicht 
brauchen, um das Abfallen des Dopa-
minspiegels zu verhindern. Gleichzei-
tig stärkt die Teilhabe am Konsum un-
seren Selbstwert. 

Sollten wir durch ein besseres Ver-
ständnis dieser Vorgänge wir in der 
Lage sein, bewusstere Kaufentschei-
dungen treffen und neue Modelle des 
Konsums zu entwickeln? Jein. Zum 
einen boomen Konzepte wie Post-
wachstum. Sie setzen auf Reduzierung 
von Konsum und betonen Werte wie 
Achtsamkeit und Kooperation. Zum 
anderen bremst uns der so genannte 
Value-Action-Gap – dazu später.  

Warum greifen wir zu be-
stimmten Marken?
Als Verbraucher werden wir täglich 
mit einer Fülle von Werbebotschaften 
überflutet. Doch warum werden wir 
von bestimmten Marken angezogen? 

Der Grund dafür liegt häufig in den 
Emotionen, die wir mit einem Produkt 
verbinden, wie etwa Lebensfreude.

Ein effektives Werkzeug im Marke-
ting sind Produktplatzierungen oder die 
künstliche Verknappung von Produkten 
– die Evolution hat uns gelehrt, dass 
das, was morgen vielleicht nicht mehr 
verfügbar ist, unsere Sehnsucht ganz 
besonders weckt. 

Darüber hinaus werden wir täglich 
mit subtilen Werbebotschaften kon-
frontiert, die knapp unterhalb unserer 
Bewusstseinsschwelle liegen. Diese 
Botschaften können visuell, akustisch 
oder sensorisch sein und beeinflussen 
unsere Kaufentscheidungen. Der Nach-
ahmungstrieb ist ein weiterer starker 
Kaufmotivator. Produkte, die von vie-
len Menschen verwendet werden, wer-
den oft erstrebenswert, weil sie ein 
Gefühl der Zugehörigkeit vermitteln. 
Marken nutzen Strategien wie Story-
telling, Symbole und Rituale, um eine 
emotionale Bindung herzustellen. Die 
Verknüpfung von visuellen, auditiven 
und haptischen Eindrücken verstärkt 
diese Bindung.

Insgesamt sind die Beweggründe 
für den Kauf eines Produkts oft kom-
plex und werden von einer Vielzahl 
von Assoziationen beeinflusst. Doch 
indem wir die verborgenen Mechanis-
men unseres Konsums verstehen, kön-
nen wir ein höheres Maß an Kontrolle 
über unser Verhalten erlangen und be-
wusstere Kaufentscheidungen treffen.

Die Folgen des Konsums: 
Umweltzerstörung und 
Klimawandel
Menschliche Konsumgewohnheiten 
haben tiefgreifende Auswirkungen auf 
die Umwelt und den Klimawandel. Der 
globale Konsum von Kleidung hat sich 
seit 1960 verneunfacht und zwischen 
2000 und 2015 verdoppelt. Dies geht 
oft mit einer drastischen Verkürzung 

der Lebensdauer von Kleidungsstü-
cken einher. Ein T-Shirt für ein paar 
Euro wird schnell gekauft und landet 
häufig ungenutzt im Schrank. 

Unsere Anteilnahme an den sozia-
len und ökologischen Folgen unseres 
Konsums nimmt oft mit räumlicher 
und kultureller Distanz ab – wir spre-
chen hier vom Value-Action-Gap. Wir 
sind uns der negativen Folgen unseres 
Handelns bewusst, aber dennoch nicht 
bereit, es zu verändern. Moralische 
Kaufentscheidungen werden oft nur 
aus egoistischen Gründen wie persön-
lichem Nutzen getroffen. 

Der Aufstieg von "Fast Fashion" 
seit dem Jahr 2000 hat den Konsum 
von Kleidung massiv angeheizt – 
Marken wie Zara oder H&M bieten 
bis zu 24 Kollektionen im Jahr an. 
Doch das hat seinen Preis: Der Groß-
teil der Kleidung enthält synthetische 
Fasern aus Rohöl, die biologisch nicht 
abbaubar sind. Weniger als ein Pro-
zent der produzierten Kleidung kann 
zu neuen Textilien recycelt werden. 
Das Waschen dieser Kleidung führt 
dazu, dass Tonnen von Mikroplastik in 
Abwässer gelangen. 

Bei Fast Fashion Labels ist die 
Wertschöpfungskette oft schwer nach-
vollziehbar, was Transparenz er-
schwert. Die Arbeitsbedingungen sind 
prekär, und Umweltschutzrichtlinien 
werden vernachlässigt. 

Die Folgen dieser Konsum-
praktiken sind verheerend. Riesige  
Mengen unverkaufter Textilien 
werden verbrannt oder landen auf  
Deponien wie der in der chilenischen 
Atakama-Wüste. Der Anbau von 
Baumwolle führt zu einem enormen 
Wasserverbrauch und zur Trockenle-
gung von Gewässern wie dem Aral-
see. In der Textilindustrie arbeiten 
Millionen von Menschen, vor allem 
Frauen, unter oft unmenschlichen 
Bedingungen. 

Mag.a Eva Bauernfeind-Schimek,
Referentin im Fachbereich Gesell-
schaft & Soziales, Diözese Linz
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im Süden Armeniens stationiert. US- 
Außenminister Anthony Blinken und 
die EU-Spitzen konferierten mit den 
Regierungen in Baku und in Jerewan. 
Die EU beschloss im April ein Arme-
nien-Hilfspaket von 270 Mio. EUR, 
die USA stockten ihre Wirtschafts- 
hilfe für das überforderte Land auf  
60 Mio. EUR auf.

Tausende Kulturgüter 
gefährdet 
Unschätzbare Kulturschätze Artsachs 
sind gefährdet. Dum-Tragut: „Wir kön-
nen nicht viel tun, denn wir haben keine 
Möglichkeit nach Berg-Karabach zu 
reisen.“ Die autoritäre Staatsführung 
in Baku verweigere auch der UNESCO 
Einreise und Zugang zu rund 5.000 
Kulturgütern inklusive zehn Museen. 
Der armenisch-apostolische Bischof 
Tir Petrosyan befürchtet die Zerstörung 
von Kirchen, Klöstern und Friedhöfen 
mit wertvollen Kreuzsteinen. Er erin-
nert an das Gebiet Nachitschewan, wo 
Aserbaidschan seit Ende der 90er Jahre 
das armenisch-christliche Erbe fast 
zur Gänze vernichtete. Wie verlautet,  
initiiert Baku jetzt in verlassenen Kara-
bach-Orten den Bau von Moscheen.

Russland ließ Armenien im 
Stich 
Die armenische Regierung fühlt sich 
von seinem traditionellen Verbündeten 
Russland im Stich gelassen. Nach dem 
Waffenstillstand 2020 waren russische 
„Friedenstruppen“ in Berg-Karabach 
im Einsatz. Bei der aserbaidscha-
nischen Militäroffensive 2023, die aus 
armenischer Sicht im Schatten des rus-
sischen Ukraine-Angriffskriegs vorbe-
reitet wurde, ließ Moskau das auto-
ritäre Regime unter Präsident Ilham 
Aliyew gewähren. Jerewan reagierte 
mit dem formellen Beitritt zum Inter-
nationalen Strafgerichtshof IStGH. 
Dieser verfolgt schwere Kriegsverbre-
chen. Russland antwortete mit schar-

fer Kritik; für Präsident Wladimir Putin 
besteht laut IStGH nun ein Einreisever-
bot nach Armenien.

Aserbaidschan drohte zuletzt mit 
einem neuen Krieg gegen Armenien. 
Laut der armenischen Botschaft in 
Wien sagte die Türkei in diesem Fall 
dem gleichgesinnten Nachbarn Aser-
baidschan jegliche Unterstützung zu. 
Die staatlichen Medien in Baku hätten 
auch mit einem Angriff auf die arme-
nische Provinz Syunik gedroht. Russ-
land blieb im Februar mit dem Vorwurf 
der „Russophobie“ der Versammlung 
der OSZE-Parlamentarier:innen in 
Wien fern.  

Unterdessen bemüht sich die Welt-
gemeinschaft um Friedensgespräche 
zwischen den verfeindeten Nach-
barn im Kaukasus. US-Außenminister  
Anthony Blinken konferierte tele-
fonisch mit beiden Seiten. NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg reiste 
zu Gesprächen in die Region, wo er in 
Baku mit Präsident Aliyew und in Jere-
wan mit Premier Nikol Paschinjan zu-
sammentraf. Der französische Präsi-
dent Emmanuel Macron schaltete sich 
auf Seiten Armeniens in die Bemü-
hungen ein.

Update Politische Umorientie-
rung Jerewans
Aserbaidschans Aggressivität und der 
Frust über Russland bewirkten eine 
Neuorientierung Armeniens. Ange-
sichts des von Putin geführten Ukraine-
Kriegs und der Regime-Festigung Ali-
jews durch umstrittene Wahlen wendet 
sich Jerewan mehr dem Westen zu und 
will seine „politischen Beziehungen 
diversifizieren“. Die Mitgliedschaft im 
russisch geführten regionalen Militär-
bündnis OVKS ruht. Außenminister 
Ararat Mirsojan schloss das Bemühen 
um einen EU-Beitritt nicht aus. Die 
Reaktion Moskaus ließ nicht auf sich 
warten. Armenien werde „ein geopo-
litisches Faustpfand der USA und des 

Einst als Autonome Oblast Berg-Kara-
bach Teil der Sowjetunion dann trotz 
mehrheitlich armenischer Bevölkerung 
völkerrechtlich Aserbaidschan zuge-
teilt, Anfang der 90er Jahre von Arme-
nien erobert. Die in der Enklave aus-
gerufene "Republik Arzach" wurde 
von keinem Staat anerkannt. Verhand-
lungen verliefen ergebnislos. 2020 ero-
berte Aserbaidschan das Gebiet zurück. 
Ende 2022 blockierte Aserbaidschan 
den Latschin-Korridor, für die Ein-
geschlossenen das einzige Tor nach 
Armenien. Das Drama erreichte sei-
nen Höhepunkt im September 2023, 
als Aserbaidschan Berg-Karabach über 
Nacht angriff und fast alle dort leben-
den Menschen, rund 110.000, nach 
Armenien flüchteten. 

Wie es weitergehen soll, weiß nie-
mand. Die Armenologin Jasmin 
Dum-Tragut von der Universität Salz-
burg, die das Krisengebiet mehrmals 
besuchte, spricht von einer unverän-
dert angespannten Lage in Armenien, 
psychisch angeschlagenen Vertrie-
benen ohne Hoffnung auf eine Rück-
kehr. Einige wenige zogen weiter zu 
Verwandten nach Europa. Doch um 
das Gros der Karabacher kümmert sich 
Armenien. Flüchtlingsfamilien wurden 
in Hotels und Schulen untergebracht, 
in kirchlichen Gebäuden, in privaten 
Wohnhäusern. Nur wenige fanden Ar-
beit am Bau, in Fabriken, in Lehrberu-
fen, in der Kinderbetreuung. Armenien 
schuf spezielle Programme, bemühte 
sich um Spenden und medizinische 
Versorgung. 

 Das Hauptproblem bestehe darin, 
„diesen Menschen eine Perspektive zu 
geben“, so die Armenien-Expertin. Die 
Weltöffentlichkeit müsse ihr Augen-
merk auf die Tragödie lenken. In Kara-
bach geht es um eine seit 1.700 Jahren 
armenisch besiedelte frühchristliche 
Region. Aserbaidschan wurde wegen 
der Militäroffensive international ver-
urteilt. EU-Beobachter:innen sind 

Das armenische Kulturland Artsach steht am Abgrund 
Seit Jahrzehnten ist das frühchristliche Kulturland Berg-Karabach – Art-
sach (Arzach) – vom Untergang bedroht. 

Mag.a Hermine Schreiberhuber, 
freie Journalistin



Folgende Bücher sind im Fachbereich 
Gesellschaft und Soziales entlehnbar: 

M. Kaiser: Wie viel. Was wir mit 
Geld machen und was Geld mit uns 
macht. Rowohlt Verlag, Hamburg 
2022, 206 Seiten. 
Über Geld wird nicht viel gespro-
chen, aber es verleiht Macht, Pre-
stige, Status und dient zum Überle-
ben. Was macht Geld mit uns und was 
machen wir mit Geld? Die Autorin 
erzählt uns ihre eigene Geschichte 
mit Geld, sowie die Geschichten von 
Menschen, mit denen sie über ihre 
Erfahrungen mit Geld gesprochen 
hat: der eigene Vater, ein Pfandfla-
schensammler, eine Reinigungsfrau, 
ein Mitarbeiter einer "Behinderten-
werkstatt", ein Fahrradbote, ein DJ, 
eine Beamtin und eine Millionen- 
erbin. Die Fragen erstrecken sich 
über: Wie viel Geld ist genug? Welche 
Gefühle verbindest du mit Geld? Was 
ist dein teuerster Besitz? Was kannst du 
dir nicht leisten? Wer sollte mehr Geld 
haben? Wer sollte wenig Geld haben? 
Was ist das Beste, was man mit Geld 
kaufen kann? Was kann man sich nicht 
mit Geld kaufen? Die Autorin sagt, sie 
hasst Geld, weil es so ungerecht ver-
teilt ist, aber dieser Zustand lässt sich 
ändern. Denn Geld ist mehr als Mün-
zen und Scheine. Eine gerechtere Ver-
teilung ist möglich. 

M. Ramos: König sein. Picus Verlag, 
Wien 2017.
Ein Bilderbuch nicht nur für Kinder, 
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Genderverbot rettet 
Klima! 
Falls Sie es nicht mitbe-
kommen haben: Wir leben aktuell in 
verflucht interessanten Zeiten. Ich 
gönne es Ihnen von Herzen, wenn 
Ihnen der Begriff „Polykrise“ ein 
Fremdwort ist, oder wenn Sie nur 
in der Zeitung gelesen haben, dass 
es derzeit ganz schön zugeht auf der 
Welt. Wobei leider auch das Zei-
tungswesen selbst in der Krise ist. 
Ob es in zwanzig Jahren noch Print-
medien gibt? Oder ist es ohnehin 
gut, dass für Texte wie diesen hier 
keine Bäume mehr gefällt werden 
müssen? Ich gönne es Ihnen auch, 
wenn es Ihnen (so wie mir) privat 
gut geht. Österreich lebt im Wohl-
stand, nicht nur im globalen Ver-
gleich. Sie arbeiten wahrscheinlich 
tüchtig und haben Steuern gezahlt. 
Ich habe mich zumindest bemüht, 
keine allzu schlechte Tochter zu sein, 
weswegen ich von meinen gutherzi-
gen Eltern nicht enterbt wurde. 

Es sind gute Zeiten, um scharf 
über Lösungen nachzudenken. Das 
wünsche ich mir vor allem von 
jenen Leuten in der Regierung, die 
uns weismachen wollen, dass man 
mit einem Genderverbot leistbaren 
Wohnraum schafft. Dass man die 
katastrophale Erhitzung des Klimas 
lindert, indem man sich auf Jahr-
zehnte verpflichtet, Gas aus Russ-
land zu kaufen. Die den Pflegenot-
stand verhindern wollen, indem sie 
Geflüchteten das Bargeld neiden 
(und es für „echte Österreicher“ in 
die Verfassung schreiben wollen). 
Die etwas gegen die psychische Be-
lastung in der Arbeitswelt unterneh-
men, indem sie das Arbeitslosengeld 
kürzen. Die sich für globale Ge-
rechtigkeit einsetzen, indem sie De-
batten über die Leitkultur (Fleisch 
grillen und Frauen schlecht bezah-
len) vom Zaun brechen. Sie merken 
schon, mir führt der Sarkasmus das 
Wort. Der holt uns auch nicht aus der 
Krise. Aber es ist ein Privileg, mir 
zumindest öffentlich ein Ventil für 
meine Sorgen schaffen zu können. 

Ihre Weinbergschnecke

sondern vor allem auch für Erwach-
sene. Es ist ein Lehrstück über Macht 
und Machtsymbole, in diesem Fall 
eine Krone. Es schildert, wie diese 
Krone den kleinen unscheinbaren Lö-
wen zum Tyrannen macht. Er wurde 
immer böser und grausamer. Um seine 
Untertanen von seinen Grausamkeiten 
abzulenken, begann er einen Krieg mit 
seinen Nachbarn. Aber in einem klei-
nen Vogel wächst ein Gegner heran, 
der keinen Respekt vor dem gekrönten 
Löwen hat und der ihm einfach sein 
Machtsymbol wegnimmt. Der kleine 
Vogel setzt dann die Krone mehreren 
anderen Tieren auf, die sich aber trotz 
der Krone auf ihrem Kopf, nicht be-
währten. So nahm der kleine Vogel 
schließlich die Krone und warf sie über 
dem Meer ab, wo sie sich ein kleiner 
Fisch aufsetzte, und dieser machte den 
anderen Meeresbewohnern wieder 
große Versprechungen und das Macht-
spiel begann wieder von vorne. Jede 
Ähnlichkeit mit aktuellen Zuständen 
ist frei erfunden. Ein in kräftigen Far-
ben gezeichnetes und gemaltes Buch, 
das zum Nachdenken anregt. 

K. P. Liessmann: Lauter Lügen 
und andere Wahrheiten. Zsolnay 
Verlag, Wien 2023, 254 Seiten.
Fake News, Halbwahrheiten, Propag-
anda, Verschwörungstheorien, Echo-
kammern beherrschen derzeit den öf-
fentlichen Diskurs. In diesem Band sind 
Essays, Kolumnen und Glossen der 
Jahre 2016 bis 2022 gesammelt, die in 
verschiedenen Zeitungen, Magazinen 
und Sammelbänden erschienen sind. 
Der Autor Konrad Paul Liessmann 
ist Professor emeritus für Philosophie 
an der Universität Wien, Literatur- 
kritiker und Kulturpublizist. Die einzel-
nen Beiträge sind unter den Begriffen 
„Lauter Lügen, Saubere Säue, In guter 
Gesellschaft, Seichte Sprache, Im Not-
stand Werte im Wandel“ subsumiert. 
Mit seinem scharfen Blick seziert 
Liessmann die Gegenwart, aber immer 
mit feiner Ironie. So entwirft der Autor 
ein facettenreiches Bild unserer Gesell- 
schaft und ein Mosaik ihrer Irrtümer und 
Selbsttäuschungen, aber auch ein Panor- 
ama ihrer Irrtümer und Selbsttäuschun-
gen. Unbedingte Leseempfehlung. 
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Westens“. Die NATO versuche, „eine 
zweite Front gegen Russland im Trans-
kaukasus zu eröffnen“. 

Opfer in dem regionalen Konflikt 
sind über 100.000 Menschen, die um 
ihr Überleben kämpfen. Die Kara-
bach-Armenier sind wie Figuren auf 
einem Schachbrett, die eine ungewisse 
Zukunft vor sich haben. Die Weltge-
meinschaft muss endlich handeln .
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Politisches Gebet für Frieden – 
Gerechtigkeit – Bewahrung der 
Schöpfung – Gutes Leben für Alle
Thema: Frieden
Do., 13. Juni 2024, 18:00 – 18:30 Uhr
Kreuzschwestern Kirche, Wurmstr. 5, 
4020 Linz

Feministische Ökonomie  
Sozial-Stammtisch und Workshop 
Referentin: Katharina Mader, 
Ökonomin 
Di., 18. Juni 2024
Worksphop: 15:00 – 18:00 Uhr
Sozialstammtisch: 19:00 – 21:00 Uhr  
Cardijn Haus, Kapuzinerstraße 49, 
4020 Linz  
Anmeldung Workshop: bis 14. Juni 
unter kabooe@dioezese-linz.at  

Kultur-Sozial-Stammtisch
Do., 20. Juni 2024,  
Beginn: 18:00 Uhr
Musik: 20:00 Uhr
Cardijn Haus, Kapuzinerstraße 49, 
4020 Linz  

IN EIGENER SACHE:

Dieser Ausgabe der sozialen 
Information "Interesse" liegt ein 
Zahlschein für das Jahr 2024 bei.

Wir bitten Sie, uns auch in 
diesem Jahr wieder einem 
Druckkostenbeitrag von  
10 Euro zu unterstützen. 
IBAN: 
AT37 5400 0000 0001 6972
Verwendungszweck: 
430831231 Druckkostenbeitrag – 
Interesse

Vielen Dank dafür!

Das Redaktionsteam

 
 

INTERNATIONALES JÄGERSTÄTTER-GEDENKEN  
IN ST. RADEGUND, OBERÖSTERREICH, 

ZUM 81. TODESTAG FRANZ JÄGERSTÄTTERS 
 

Donnerstag, 8. August 2024: 
18:00 Uhr Abendgebet/Vesper in der Kirche St. Radegund 

  Anschließend „Social Evening“ im Gasthaus Hofbauer 

Freitag, 9. August 2024: 
Pfarrheim Tarsdorf:  

09.30 Uhr Johannes Zang, Autor, Journalist und Reiseleiter mit Schwerpunkt 
Israel/Palästina: 

Ein Ende der Gewalt? Von Franz Jägerstätter zu den 
Friedenskämpfern in Israel und Palästina 

12.00 Uhr Mittagessen im Gasthaus Romstötter 

13.30 Uhr Fußwallfahrt von Tarsdorf nach St. Radegund 

16.00 Uhr Andacht zur Todesstunde in der Pfarrkirche St. Radegund 

19.30 Uhr Eucharistiefeier mit Abt Reinhold Dessl, Wilhering, 
  in der Pfarrkirche St. Radegund 
  Lichterprozession zur Jägerstätter-Grabstätte 

Nähere Infos: office@paxchristi.at oder Tel. 0732/7610-3253 


